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ten wie Meinungs-, Organisati-
ons- und Versammlungsfreiheit
behindert, bedroht und bestraft
worden. Doch politisch motivier-
te Berufsverbote, Bespitzelungen
und Verdächtigungen dürften kei-
ne Instrumente des demokrati-
schen Rechtsstaats sein.
Matthias Wietzer hat zu seiner

Verabschiedung eine Dankesur-
kunde des Landes Niedersachsen
erhalten. Auf eine finanzielle Wie-
dergutmachung warte er aller-
dings bis heute, stellt er fest.

Der niedersächsische Landtag
hat sich für das Unrecht entschul-
digt. Schon 1990 hob die neue
rot-grüne Landesregierung den
Radikalenerlass und alle dazu er-
gangenen Beschlüsse auf. Formal
habe sich der Erlass zwar gegen
Links- und Rechtsextremisten ge-
richtet, in der Praxis habe er aber
vor allem politisch Aktive des lin-
ken Spektrums getroffen, heißt es
auch in einer Landtags-Entschlie-
ßung von 2016. Durch den Erlass
sei die Ausübung von Grundrech-

Unter anderem waren es die
Teilnahme an fünf öffentli-
chen Veranstaltungen der

der DKP (Deutsche Kommunisti-
sche Partei) in Cuxhaven sowie
das Anbringen eines Wahlplakats
„auf einer genehmigten Werbeflä-
che in der Beethovenallee“, die
ihm bei der Anhörung im Innen-
ministerium in Hannover vorge-
worfen wurden. Keine verbotenen
Aktivitäten, wohlgemerkt. Mat-
thias Wietzer erinnert sich an die
Themen von damals – Frieden
und Abrüstung, Zukunft der
Werften, Demokratie und Einsatz
gegen Berufsverbote.
Nach der erfolgreichen 1. Leh-

rerprüfung hatte er sechs Monate
lang als angestellter Lehrer in der
Grund- und Hauptschule Caden-
berge gearbeitet, bevor er am1. Fe-
bruar 1977 seinen Vorbereitungs-
dienst am Lehrerausbildungsse-
minar Cuxhaven (in der Sticken-
bütteler Schule, später Wrackmu-
seum) aufnahm.
Sport und Sozialkunde waren

seine Fächer. Ein Jahr lang war er
in Cadenberge Klassenlehrer ei-
ner 7. Klasse. Kolleginnen und
Kollegen wählten ihn während
der zweijährigen Tätigkeit in Ca-
denberge und Cuxhaven zum
Vorsitzenden des AjLE Land Ha-
deln (Ausschuss junger Lehrer
und Erzieher in der GEW) und er
war Mitglied des GEW-Kreisvor-
stands Land Hadeln.

Als im Sommer 1978 die Be-
nachrichtigung über den
Vereidigungstermin aus-

blieb, obwohl er doch am 1. Sep-
tember seinen Dienst in Braun-
schweig aufnehmen sollte, regte
sich bundesweit bereits heftiger
Widerspruch gegen die massen-

haft nicht nur gegen Lehrkräfte,
sondern auch gegen Postboten,
Lokführer oder Bademeister aus-
gesprochenen Berufsverbote.
Anfang Oktober 1978 nahm

Wietzer an einem international
beachteten fünftägigen Hunger-
streik gegen Berufsverbote in
Hannover teil. Die Reaktion kam
prompt: die Vorladung zur Anhö-
rung im Niedersächsischen In-
nenministerium.
Die Anhörkommission hatte in

dem Verfassungsschutz-Dossier
über ihn neben der Teilnahme an
besagten Aktionen in Cuxhaven
weitere Vergehen ausgemacht:
Auch Kandidaturen für den Mar-
xistischen Studentenbund Sparta-
kus an der PH Göttingen und für
die DKP im Göttinger Rat sowie
eine Spende von 20 DM an die
DKP-Zeitung „UZ“ beanstandete
sie. Ob er auf dieser Grundlage
wohl „die Gewähr biete, jederzeit
für die freiheitlich demokratische
Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes einzutreten“?
Über drei Stunden wurde er im

kleinen Sitzungssaal verhört. Sein
Rechtsanwalt Hans Reichwaldt,
ehemaliger Staatssekretär im nie-
dersächsischen Sozialministeri-
um, Sozialdemokrat und Bundes-
vorstandsmitglied der Vereini-
gung demokratischer Juristen, sah
im Radikalenerlass einen Verstoß
gegen die Verfassung. Sein umfas-
sendes Gedächtnisprotokoll der
Anhörung sandte er ans „Stader
Tageblatt“, das es veröffentlichte;
Leser vermochten daraufhin „Pa-
rallelen zu mittelalterlichen Me-
thoden“ zu erkennen.
Wer sich gegen Berufsverbote

einsetzte, wurde selbst damit be-
straft: Matthias Wietzer wurden
auch die Verteilung von Druck-
schriften gegen Berufsverbote und
die Teilnahme am Hungerstreik
zur Last gelegt. Fünf Prozesse hat
er durchgestanden, sein Bekennt-
nis zum Grundgesetz und zur frei-
heitlich-demokratischen Grund-
ordnung erklärt, Stellungnahmen
unter anderem des Schulleiters
Hartmut Wellm und der Eltern
der Cadenberger Hauptschule
vorgelegt.

Der Elternrat seiner 7. Klas-
se bescheinigte ihm „volls-
te Zufriedenheit“, der

Schulleiter „Einsatzwille“ und der
Schulelternratsvorsitzende
(CDU-Mitglied) eine „politisch
neutrale Unterrichtsgestaltung“.
Weder Schüler noch Eltern (auch
nicht die stellvertretende Schulel-
ternratsvorsitzende, ebenfalls
Christdemokratin, deren Sohn

Wietzer in der AG Wasserver-
schmutzung/Umweltschutz un-
terrichtet hatte) äußerten Zweifel
an seiner Verfassungstreue.
Mit über 1000 Unterschriften

forderte der Schulelternrat seinen
Verbleib an der Schule. Auch
Samtgemeindebürgermeister Föge
(CDU) soll unterschrieben haben.
Unterstützung kam ebenso vom
Landsschülerrat und dem Kreis-
schülerrat in seiner Heimatstadt
Buxtehude.

Doch statt als Klassenlehrer
zu arbeiten, putzte Matthi-
as Wietzer Fenster oder

fuhr Taxi. In halbseitigen Anzei-
gen in der Hannoverschen Allge-
meinen Zeitung und der Neuen
Hannoverschen Presse forderten
702 Unterzeichnende am 28. No-
vember 1980 „Kein Berufsverbot
für Matthias Wietzer!“, darunter
auch die spätere Ministerpräsi-
dentin Schleswig-Holsteins Heide
Simonis und der spätere Bundes-
kanzler Gerhard Schröder sowie
mehrere Europaabgeordnete und
die Vizepräsidentin des Europa-
parlaments.
Zweimal verurteilte das Amts-

gericht Braunschweig 1980 das
Land Niedersachsen, Matthias
Wietzer einzustellen; das Landes-
arbeitsgericht hob diese Urteile
wieder auf. Gerichte in Braun-
schweig und Lüneburg bestätig-
ten zwischen 1983 und 1986 noch
zweimal das Berufsverbot. Fast
zeitgleich zogWietzer als Ratsherr
der Grün-Alternativen Bürgerlis-
te/DKP in den Rat der Stadt Han-
nover ein.
Erst nach dem Regierungs-

wechsel 1990 in Niedersachsen
wurde er zum 1. Februar 1991 ein-
gestellt und anderthalb Jahre spä-
ter zum Beamten auf Lebenszeit
ernannt. Der heute 70-Jährige lei-
tete Förder-, OS- und Haupt-
schulklassen und engagierte sich
im Personalrat, bis er im Januar
2014 aus gesundheitlichen Grün-
den vorzeitig aus dem Schuldienst
ausschied.

Aber die zwölfjährige Be-
rufsverbotszeit wirkt sich
bis heute durch ein um

mehrere hundert Euro monatlich
reduziertes Ruhegehalt aus.
„Lebenslange Abstrafung“ nannte
das die Zeitschrift „Erziehung
und Wissenschaft“ im Dezember
2021.
Die Initiative „Weg mit den Be-

rufsverboten“ hat zum 50. Jahres-
tag des Radikalenerlasses ihre
Forderung nach Rehabilitation
und Entschädigung wieder in den
Vordergrund gerückt. Einzig ei-
ner Kollegin ist es gelungen,
durch Anrufen des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte
die Gerichtsurteile aufzuheben
und die einbehaltenen Dienstbe-
züge inklusive Pensionsansprü-
chen zurückzuerhalten.

Wer gegen Berufsverbote protestierte,
wurde selbst damit gestraft

In der Blohm-
straße 5 in
Cuxhaven (Ecke
Grüner Weg, hier
im Juli 1971), be-
fand sich das
DKP-Büro. The-
men damals, so
Wietzer: Frieden
und Abrüstung,
Arbeitsplätze in
der Werftindus-
trie, kommunale
Fragen sowie
Demokratieab-
bau und Berufs-
verbote. Das
Haus wurde
1987 abgerissen.
Foto: Stadtarchiv
Cuxhaven (H.
Schönemann)

Matthias Wiet-
zer engagiert
sich an der Sei-
te zahlreicher
weiterer Be-
troffener für
Rehabilitation
und Entschädi-
gung; hier bei ei-
ner Aktion 2014
vor dem Landtag
in Hannover.
Foto: Niedersäch-
sische Initiative
gegen Berufsver-
bote

Seine Zeit in der Ausbildungsschule in Cadenberge und
am Lehrerseminar in Cuxhaven hatte Matthias Wietzer
1977 schon erfolgreich hinter sich gebracht, das 2. Lehrer-
examen mit der Note „gut“ bestanden und die erste Stel-
le als Klassenlehrer in Aussicht, da traf ihn die Wucht des
Radikalenerlasses von 1972. Vehementer Protest aus Po-
litik und Bevölkerung – auch in Cadenberge wurden über
1000 Unterschriften gesammelt – konnten das ausge-
sprochene Berufsverbot nicht verhindern. Erst zwölf Jahre
und fünf Prozesse später stellte ihn das Land Niedersach-
sen als Lehrer ein. Von Maren Reese-Winne

Zurückgeblickt
› 50 Jahre nach dem Beschluss des Radi-
kalenerlasses beschäftigen sich damit
unter anderem die Wochenzeitung
„Die Zeit“ sowie die ARD. Die Repor-
tage „Jagd auf Verfassungsfein-
de“ ist in der ARD-Mediathek und in
Wiederholungen auf tagesschau24 zu
sehen.

› Im Magazin „Panorama“ (voraus-
sichtlich am 3. Februar im Ersten) wird
auch Matthias Wietzer zu sehen sein.

Der Erlass
› Am 28. Januar 1972 beschloss die
Ministerpräsidentenkonferenz unter
Vorsitz des Bundeskanzlers Willy
Brandt den Radikalenerlass.

› Personen, die nicht die Gewähr böten,
„jederzeit für die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung ein-
zutreten“, sollten aus dem Öffentli-
chen Dienst ferngehalten beziehungs-
weise entlassen werden.

› Etwa 3,5 Millionen Bewerberinnen
und Bewerber wurden durch eine indi-
viduelle „Regelanfrage“ beim Ver-
fassungsschutz überprüft.

› Der Erlass gilt bis heute als eine der
umstrittensten politischen Maß-
nahmen aus der Zeit der sozial-libera-
len Koalition.Willy Brandt bezeichnete
ihn später als Fehler.


